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1. Räumliche Geltungsbereiche

1.1 Räumlicher Geltungabereich dcr Anderung Nr. 4 des Bebauungsplanee 33
Der Gelnrngsbereich der 4. Andenrng des Bebauungsplanes 33 umfasst ausgehend von
der Zrfrhrt von der B I zur B 54 einen Bereich in 6 m Brcite bis zum PadplaE H.

1.2 Riumlicher Geltungsbereich der Anderung Nr. 7 des Bebauungcplanes In O 201
Der räumliche Geltungsbereich der 7. Anderung des Bebauungsplanes In O 201 grenzt
unmittelbar an den Aodenrngsbereich der 4. Anderung des Bebauungsplanes 33 an
unt umfasst eine ca. 15 m lange Teilfläche.

2. BestehendesPlanungsrecht

2.1 Darstellung im Flächennutzungsplan
Der Flächennutzungsplan stellt die Andenrngsbereiche als öffentliche Verkehrsfläche
dar.

22 Bauplanungsrecht

Der seit dem 23. 03.1957 Bebauungsplan 33 trifft im Andenmgsbereich folgende
Festsetzungen:
Öffentliche Griturfl äche @undesgartenschau)
Der seit dem 07. 01. 1983 rechtsveöindliche Bebauungsplan In O 201 trifft im
Andenrngsbereich folgende Festsetzungen:
Öffentliche Gitinfläche - Parkanlage -
Öffentliche Parkplatzfl ,iche

23 Fesßefungen des Landschifuplanes Dortmund-Mitte
Der Antenrngsbereich liegt außerhalb des rechtsveöindlichen Landschaffsplans DO-
Mitte.

3. Anlasq Zielg Zwecke und Inhalte der Aiderung

Der Rat der Städt Doftmund hat am 23 . O5 . 2002 deo. städtebaulichen Rahmerylan frr das

Veranstaltungszentnrm Westfalerhallen/Westfalenstadion als kitlinie füLr die
städtebauliche Enrwicklu4g beschlossen. Au8erdem wurde die Vernaltung beauftragt, alle
zuktiLnftigen Plauunggn uül l\daBnqhmeo auf der Gnrdlage des vorliegeoden
F.ahmenplaues durchzuf ühren.

Der stjidtebauliche Rahmenplan beinhaltet ein Erschließungskonzept für das Gesamarcal,
welches sowohl die Erweiterutrgsabsichten der Westfalenhallen als auch des

Westfalenstadions bedictsichtigt. FiL das zuHtrftige Enchließungskonzept werden auf
der Gnmdlage des Ve*ehrskonzeptes des Ingenieurbüros SSP Consult zwei
Maßnahmepakete vorgeschlagen. Im Maßrahmepaket I soll die Beschicl«tng der
Par@lätze im Veranstaltutrgsbercich beschleunig und vergleichmäßigt weden. Durch das

Maßmhmepaket 2 soll ein rcchnergesttitztes Verkehrsleit- und Informatioutsystem
erichtet wedeß,
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Im Zu§ammenhang mit dem Maßnahmepaket 1 ist beabsichtigt, neue Parkplauzufahrten
sowie weitere bauliche und organisatorische Maßnahmen dunhzuführen. Dazu gehört u'
a, eine Behelßüberfahrt aus der südwestlichen Rampe Bl/B 54 direkt zum Padqlatz H
@ebauungsplan 33 und Bebauungsplan In O 201).

Der Bau der ärfahrt aus der südwestlichen Rampe B l/B 54 direkt zum Parkplau H flihfi
zur Fntlastutrg der B 54-Ausfahrt Mauric+Vast-Straße. Diese Behelfszufahrt soll dann
ge,öffrrt werden, wenn es lorzftistig zu Rückstaus auf der B I und der B 54 kommt.

Die geplaute ärfahrt widerspricht den Festsetzungen aler r€chtskäftigen Bebauungspläne
33 und In O 201. är Schafrrng der planungsrechtlichen Voraussetzungen flir die
Umseuung des Vert<ehnkonzeptes ist Aanei Uie AnOenrng der Bebarnrngspläne
erforderlich,

Konloetere Regelungen zu Belargen des NatuschuEes und der Landschaftspflege heffen
die entsprechenden Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das

Landschaftsgesetz von Noldrhein-Westfalen (L,G NW). Nach § 18 Abs. 1 BNatSchG und

§ 4 Abs. I LG NRW gelten Veränderungen der Gestalt oder Nutrung von Gnrndflächen

4. Umweltbelange

4.1 Umweltvbrträglichkeitcprüfimg

4,2 Eingrifrsregelung

Nach § I Abs.5 Sau I BauGB sollen Bauleitpläne dazu beitragen, eine merschenwilrdige
Umwelt zu sichem urd die rratürlichen kbensgnrndlagen zu schützen und zu entwickeln.

§ I Abs. 5 Nr. 7 BaUGB bestimmt, dsss bei Aufstellung der Bauleitpläne und dercn
Ardenrng die Belange des Umweltschutzes, auch durch die Nutzuqg emeuerbarer
Energien, des Naturschutzes und der [andscluftspflege, insbesondere des
Natufraushaltes, des Wasse§, der Luft und des Bodens einschließlich seiner
Rohstoftorkrcmmen sowie das Klirna zu berticksichtigen sind. § 1 a Abs. I BauGB
beinhaltet die Vorgabe, dass mit Gnmd und Boden sparsam urd schonend umgegangen
werden soll und dabei Bodenversiegelungen auf das notwendige Ma8 zu begrenzen sind.

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches 2001 muss jeder Bebauungsplan bzw. seioe

Anderung auf die Verpflichtung zur Duchfühnrng einer Umweltvertdägtichl@itsprilfung
(uVP) nachden Vorschrifren des Umweltvertdiglichkeitsprüfungsgesetzes (WPG)
uoteßucht werden. Unter Berücksichtigung des Gesetzes zur Umsetzung der LM-
Richtlinie, der [VU-Richtlinie und weiterer EG-Richtliniern zum Umweltschutz vom
27 .07 2C,i.;7 (BGBI. I S. l95O) ist es erforder{ich, anhand der Merknale des Vorhabens,
des Standortes und der Merlcnrale der möglichen Auswirtungen, die LIVP-Pflicht eines

bauplanungsrechtlichen Voüabens festzustellen.

Die Ande,nrngsbereiche der Bebauungspläne 33 und In O 201 beinhalten nach der Anlage
I zum LIVPG lreines der uuter der Nr. lE genarmen bauplanungsrechtlichen Vothaben,
frr das eine Umweltverträglichkeitsprüfung bzw. eine allgemeine Vorprüfirng des

Einzelfalles durctzuf üüren ist
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oder Verändenmgen des mit der belebteu Bodenschicht in Verüirdung stehenden

Gnrdwasserspiegels, die die tristungsfühigkeit de$ Nahrüaushaltes oder das
Landschaftsbild erteblich oder nachhaltig beeinträchtigen können, als Eingr-iff in Narur
und lardschaft.

Der Ventsacher des Eingriffes ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträclrtigungen von
Natur urd landschaft zu untedassen (Vermeidungsgebot) sowie unvermeidbare
Beeinträchtigungen duch Maßnahmen des Naturschuues und der hndschaftspflege
vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in sorstiger Weise zu
kompensieren (Ersatzmaßnahmen - § 19 Abs. 2 §atz I BNat§chG bzw. § 4 und § 5 LG
NRW).

Durch § 2l BNatSchG wird das Vertältnis dernaturschutzrechtlichen Eingriffsrcgeluqg
zum Baurecht geregelt. Nach § 21 Abs. I BNatSchG ist bei der Außrcllung und Andenrng
von Bauleitplänen, aufgnnd dessen Eingriffe in Natur und I-andschaft zu enrarten sind,
über die Vemreidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches zu entscheiden. Die konkreten Regelungsmöglichkeiten ergeben sich aus

§laAbs.3BauGB.

Die im Rahmen dieser Bebauungsplanäudenrngen geplante ärfahrt zum hrlplatz H
beansprucht Teile einer bestehenden öffentlichen Grthrfläche, bestehend aus Räsen- so,vuie

Wegeflächen und zwei geschüuten Iaubbäumen (Bergahom, Roteiche) rmd stellt somit
einen Ehgriff in Natur und Lardschaft im Sinne des Bundesnahr:tschutzgesetzes und des
landschaftsgeseues NRW dar.

Eine Untedassung dieses Eingriffes, d. h, ein Verzicht auf die geplante Parlcplauzufahrt
kann nicht erfolgen, da diese Baumaßnahme Inhalt des vom Rat der Stadt t)ortmud am
23.052002 beschlossenetr sHdt€baulichen Rahmerplanps für das Veranstaltu-ngszentnrm
Westfalenhallen/Westfalenstadion als kitlinie flir die städtebauliche Entwicklung bis zur
Fußballweltmeisterschaft 2006 ist. Zrdem wude die Verwaltung beauftragl, alle
zuldinftigen Planungen und Maßnahmen auf der Gnrndlage des vorliegenden
Rahmenplanes durchzuführen.

Bei der Gewichtung der entgegenstehetrden Belange von Nantr urd Iandschaft zu den
strukturpolitischen äelen und den stadtwirtschaftlichen Interessen wird als Ergebnis der
Abwägug entschieden und für gercchtfetigt gehalten, dem Belang der
stnrkturpolitischen und stadtrrirtschaftlichen Zele und Interessen aufgnrnd ihrer
herausragenden und außenwirksamen Bedzunrng Vorrang einzuräumen, zumal die
ökologischen Beeinüächtigungen als gering einzusnrfen sind. Somit sind die zu
errrartenden ökologischen Beeinträchtigungen unvermeidbar und daher gemäß § 19 Abs.
2 BNatSchG bzw. § 4 uud § 5 LG NRW auszugleichen.

Wegen des geringen Umfanges des Eingriffs wird in diesem Fall der Ematz in Geld
festgesetzt. Diese Ersatzzahlung wird herangezogen zur Umsetzung des ökologische,n
Ausgleichskonzeptes Barsp-Ostenberg des Umweltamtes der Stadt Dortmund. Auf einer
ca. 7,4 ha großen bisher intensiv gerutzüen Ackerfläche weden ca. 4,8 ha umge§tellt auf
naturverträglichen laodbau mit flankierenden ökologischen Strukntmaßnahmen auf ca.

25 ha. Davon sind ca. 55 ha als Ausgleichfläche für den Bebauungsplan In W 123 -
Vertängenrng Strotelallee und Umwidmung der Daue*leingartenanlsge ,Ardeyblick' -
festgesetzt. Die restlichen ca. 2 ha sind bisher noch keinem Eingriff als Ausgleich
zugeordnet worden und sind somit noch ftrei verfügbar für den Ausgleich dieser
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vorliegerdeß Bebauungsplanärdenrngen sowie der parallel durchzuführenden Andenrng
Nr. I des Bebauungsplanes In O 206.

Die Berechnung des Umfangs des Ausgleichs bzw. der Höhe der Enatzzahlung erfolgt
riach der anertannten und auch vom Rat der Stadt Dortmund genehmigten Metüode zur
ökologischen Bewertung der Biotopfr.rnktionen von Biotopqpen von Dankwart Lttdwig
mit Beiträgen von Holger Meinig @ochum l99l, Froelich und Sporbeck).

Grundlage der verwendeten Bewertungsmethode ist die Zuordnung der Biotoptypen zum
Bioloptypenschtüssel der lrtrdesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und Forsten NRW
(LOBF) und des Programmes zur Erfassung von Pflanzenarten in Niedersachsen

ffIü3fi#rTff;r'ifü;gisch bedeutsame Kriterien herangezogen, die die
ökologischen Verhältnisse eines kbensraumes wiedergeben. Es sind die,s:

NatüLrlichkeit (N)
Wiederherstellbarkeit (W)
Gefrhrdungsgrad (G)
Maturität (Reife) (M)
Strultur- und Artenvielfalt (SAV)
Häufiekeit (H)

Den Bewerhrngskriterien werden Wertzahlen von 0 - 5 zugeordnet und additiv zu eiaer
jeweiligen ökologischen Wertigkeit (Ol1l), die max. 30 Pudde betragen lrann,
verkntBft.
Diese ökologische Wertigkeit wird mit dem Flächenmaß der beaospruchten oder
geplanten Biotoptypen multipliziert und ergibt so den jeweiligen ökologischen
Gesamtwert.
Durch eine Gegenüberstellung der jeweiligeo ökologischen Gesamtwerte von Bestand
und Planung kann somit überprüft werden, inwieweit sich die ökologische
Gesamtsinution inneüalb des Geltungsbereiches positiv oder negativ veräodert.

Beim Nachweis eines ökologischen Defizites ist zu überprüfen, wie dieses in Fläche und
Maßnahme zu kompensieren ist. In Ausnahmeftillen (2.8. geringer Eingrifßumfang,
keine ausreichenden Ausgleichsflächen vortrarden) kaan die Kornpersation als
Ersatzzahlung (§ 19 Abe. 4 Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG - in Verbidqng mit
§ 5 Abs. 3 Landschaftsgesefz - LG NRW -) erfolgen.

In den Aflierungsbereichen Nr. 4 des Bebauungsplanes 33 sowie Nr. 7 des
Bebauungsplanes h O 2Ol ist mit eher zusätzlichm Versiegeluag von ca. 310 qm durch
die FarkplaEzufahrt zu rechnen. Dabei wird der Biotoptyp Öffentliche Grünfläche (HM
52 - überwiegend äergriln/Rasen und Gehölze) mit eher ökologischen Wertigkeit von 9
Punkte_n/qm in Anspruch genommen, Daraus ergibt sich ein ökologischer Gesarntwett von
2J90 OW (310qmx 9 OIY/qm).

Der nachfolgend festgeseete Betrag der Ersatzzahlung basiert auf einem Kostenfrkor
von I € pro ermitteltern Ausgleichsdefizitpmkt. Dieser Fa*tor wurde ermittelt, indem die
Kosten für unterschiedliche Ausgleichsmaßnahmen berechnet und auf die Defizitpunt*e
umgelegt worden sind. Berlicksichtigt sind dabei die Kosten für GnrnderweÖ, nanüg,
Herstellung sowie Fertigstellungs- und Entwicklungspflege.
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Im Fall der Umsetzung des geplanten Vorhabens sind vom Tiefuauamt (§tA 66) an das

Umweltamt (StA 60) 2.790 € Ersatzzahluog zum Ausgleich des venusachten Eingriffs ztt
leisten.

Unabhängig davon sind ftir die 2 zu ftillenden geschützten Bestandsbäume (Roteiche,

Bergahom) nach der Baumschutzsatzung der Stadt Dortmuud vom Tiefbauamt (StA 66)
beim Umweltamt (StA 60) Fällgenehmigungen zu beanttagen sowie 2 Ersatzpflanzungen
und / oder Ausgleichszahlungen zu leisten.

4.3 Lärmschutr

Der Parkplatz JI" weist eine lkpazität von ca. 500 Stelplätzetr auf. Er wird sich erra
zwei Stunden vor einer Veranstaltung füüen. Es ist davon auszugehen, dass Überlastungen
eßt ab ca. eiler Stunde vor einer Veranstaltung auftreten werden und erst dann ehe
Öffuung der Bedarfszufahrt erfolg. Der Parkplaa wird bei ungestörten
Ve*ehnverhältnissen ausschließlich über die Zufahrt in der Joseph-Scherer-Straße

angefahren. Nach Angaben der Abteilung für Ve*ehrsplanung des §tadplailmgsamtes
Dortmund werden über die Bedarfszufahrt in der Spiuenstunde max. 250 Kfzl/Sp-h
fatren. Alle Zufahrten erfolgen im Tagzeitraum vor 22.00 Lihr. Es handelt sich um detr
Neubau einer Straße. Somit kommt die 16, BundesimmissionsschuE-Verordnung
(BimSchV) zur Anwendung. Nach den Berechnungsergebnissen, resultierend aus dem
progrrostizierten Verkehrsaufkommen aufder Behelßzufahrt, werden an den betroffenen
Gebäudeu Bränninghauser Straße 10 - 16 die maßgeblichen Immisionsgenzwerte der 16.

BimSchV von 59 dB (A) tags flirWohngebiete eingehalten. Die Anfordenrngen an den

Schallschutz sind somit erfüIlt.

4.4 Altlasten

In der Übe,rsichtskarte Ältstandorte und Altablagenrngen" der Stadt Dortmund (Stad:
September 2000) ist der Andenmgsbereich der Andenrng Nr. 7 des Bebeuungsplanes In O
201 nicht und der Andenrngsbereich der Andenmg Nr. 4 des Bebauungsplanes 33 wie
folgt gekennzeichnet:

(Zufahrt Paftplatz H)
AbgrabungA/erfüLllung, Altablagenrng/Schilttung, Altstandortllndustrie
HM :llausmüIl; BH =Bergehalde;Z =T*che; K :Kokerei

Der li,ndenmgsbereich zur Anderung Nr. 4 des Bebauungsplanes 33 wid daher gem. § 9
Abs. 5 Nr. 3 BauGB als -Fläche, deren Boden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen
belastet ist" gekenrueichnet. Außerdem wird ein allgemeiner Hinweis zur Behandlung
von Altlasten in den Andemngsplan aufgenonunen.

Die geplante Zufaht ist mit der Altlastensltuation vereinbar, da hier weder eine
gewerblictre noch eine Wohnnutzung vorgesehen ist. Die im Bebauungsplan festgesetzte

öffentliche Grü,nflächp dient nicht dem Aufeffhalt von Personen, sordern ist als

Grünflächenarrondienrng zu betrachten.

4.5 Methanausgrsungen

Seit 1991 kam es an mehreren Stellen im Stadtgebiet zu Austritten von Methangas an der
Tagesoberfläche. Nähere Überprüfungen ergaben, dass es sich in diesen Fällen um
natürliche Gasvorkommen aus dem Steinkohlegebirge handelt. Solche Austritte kÖnnen
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Die vorliegende Karte der potentielletr Gasaustrittsbereiche unterteilt das Stadtgebiet itr
mehrere Berciche hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Die Andenrngsbereiche
liegen in der Zone 2 der Karte der potentiellen Mettranausgasungen im §tadtgebiet
Dortmud. Danach sind Meürangasaustritte hinreicherd wahrscheinlich. Hitrsichtlich der
Tnne 2 wurde ftr die Anderungsbereiche daher folgender Hinweis aufgenommeq:

" 
Seit 1991 kam es an mehrcren Stellen im Stadtgebiet zum Austritt von Methangas an der

Tagesoberfläche. Nähere Überprüfirngen ergaben, dass es sich in diesen Fällen um
natürliche Gasvorkommen aus dem §teinkohlengebirge hardelt. Solche Austritte können
durch natürliche ( zB, geologische Verwerfirngen, Brüche erc,) und anthropogene ( 23.
Bohnrngen, Geländeeinschnitte etc) Wegsamkeiten begünstigt weden. Die vodiegende
Karte der potentiellen Gasaustrittsbereiche uiterteilt däs Stadtgebiet in mehrere Bereiche

hinsichtlich der Austritswahrscheinlichkeit. Die lindenrngsbereiche liegen in der Zone 2
der Karte der potentiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet Dofinund. Danach sird
Methangasaustritte hinreichend wahrscheinlich, aber keine konkreten Austritte bekannt.

Aus Vorsorgegründen wird empfohlen, urter ggf. geplanten Gebäuden eine
Gasflächendränage oder ein vergleichbares Sichenrngssystem zu planen nnd installieren
zu lassen. Ggf. empfiehlt es sich, im Vorfeld eine guachterliche Bewerfimg der
gnrndstüctsbezogenen Gasaustrittswafuscheinlichkeit vomehmen zu lassen. Die
Ausflihnrngsempfehlung der beiliegerden Informationsbroschüre des Umweltamte§ ist zu
beachten. Ist ein entsprechendes Sichenrngssystem vorgesehen, sollte sich der
Antragsteller mit dem Umweltamt - Sachgnrppe Altlasten - in VeÖirdung setzen."

4.5 Bergbeuliche Einwirkungen

lJ. der Bezirksregienrng Amsberg -, Abt. 8 Bergbau und Energie ist im
Bereich der einwirkungsrelevanter tagesnaher Bergbau betrieben
worden. Die Planungsflächen liegen äber dem auf Steinkohle und Eisenstein verliehenen
Bergwe*sfeld -Friedrich Wilhelm". Eigent"umerin des Bergwerksfeldes ist die EON AG,
hier vertreten durph die EON Montan GmbH, Bruchstraße 5 c, 45883 Gelsenkirchen.

Nach Mitteilung der Bezirksregierung Amsberg, Abteilung 8 Bergbau und Energie in
NRW sind bergbauliche Einwirtungen aus dem Steinkohlentiefbau des 1903 stillgelegten
Stehkohlenbergwerks ,,Friedrich Wilhelm" für die Anderung§berciche nicht mehr zu
erwarten, Nach allgemeiner khrmeinung sind schädigende Einwirkungen auf die
Tagesoberfläche aus der Gewinnung von §teinkohle im Tiefbau innerhalb efures

Zeitraumes von ca. 5 bis 10 lahren nach Einstellung der Gewinnung abgeklungen.

Die Andenrngsbereiche liegen nach Mitteilung der Bezi*sregienmg Amsberg außeilralb
des dort bekannten oberflächennahen Bergbaus. Die Deckgebirgsmächtigkeit beträgt ca.

45 m.

Da leutlich erst nach Durchfüünrng von Baugnrnduntersuchungen die Frage des Umfangs
und Ausmaßes zu beantworten ist, wird die Umgrenzung von Fläcten, deren BÜden

erheblich mit umweltgefähdenden Stoffen belastet sind ergänzt um die Flächen, bei deren

Bebauung besondere bauliche Vorkehnrngen gegen äußere Einwirtungen oder bei denen

besondere bauliche Sichenrngsmaßnahmen erforder{ich shd. a§ätdich wird folgender

Hinweis in die Andenrngsbereiche aufgenommen: 
"Aufgnmd 

der gegebenen

durch natüdiche (23. geologische Verwerfirngen, Brilche erc.) und anthmpogene (2.8.
Bohnrogen, Geländeeinschnitte etc.) Wegsamkeiten begüLnstigt werden.
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I-agerstättenverhältnisse lässt sich in dem Adenrngsbereich u. a. das Vorhandensein von
sog. .Uraltbergbau" dcht mit letzter Sicherheit ausschließen. Einö exakte
Gefühdungsabschätzung in Bezug auf die Strndsicherheit von baulichen Anlagen (hiezu
zählen auch Veftehrs- und lagerflächen) ist ent nach Erln[dung der tatsächlichetr
lockermassenübedeckung im Gelände und der Duchführung von
Stardsichedreitsuntersuchungen möglich. In dem Andenrngsbereich ist rechtzeitig vor
Baubeginn bei der Bezirlsregierung Arnsberg, Abt. 8 @ergbau und Erergie in NRW),
Goebenstraße 25,,14135 Dortmund eine Einsicht in das amtliche Gnrbenbild von einem
Fachgutachter zu beantragen und wahrzuuehmeu, um mit dem Bergwedaeigentümer evtl.
erforderliche Bergschadenssichenrngen abzusprechen.'

5. Ver- und Entsor$rrg

5.1 Gas, Wrsser,,§trom

Die Versorgung des Andenrngsbereiches mit Gas, Wasser und elekrischer Energie wid
durch die zuständigen Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zustädigen
Emsorgungsträger siche(gestellt.

5 2 Niederschlagswasser

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von
Bauvorhaben injedern Fall unter Hinzuziehung der 'Satzung über die Entwässerung der
Gnrndstücke in der Sadt Dormund" vom 17.12.1996 zu präfen, ob der Abfluss des
Niederschlagwassers von Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie zB.
Versickenrng oder Rüctüaltung, zu verhindem, zu mirdem oder merklich zu
verlangsamen ist. Soweit die Möglichkeit besteht sollte hiervon Gebrauch gemacht
werden. Die wassenechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachten.

Niederschlagswasser votr Gnrndstücken, die nabh dem 0l Ol .1996 erstmals bebaut,
befestigt oder an die öffemliche Kanalisation abgeschlossen werden, ist gem. § Sla des
Wassergesetzes für das [and Nordrüein-I[estfaleo (Ianrleswassergesetz - LWG) in der
Neufassung derBekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NW S.926, SGV NW 77) vorOrt
zu venickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofem dies ohne
Beeirträchtigungdes Wohles der Allgemeinheit möglich ist.

Von der Verpflichnng zur Versickenrng, Venieselung oder Einleitung ausgenommen ist
gem. § 51 a Abs.4 LWG NW Niederschlagswasser, das

a) ohne Vermischung mit Schmutzwasser in eine daflir vorhandene Kanalisation
(Trcrmsystem) abgeleitet wird oder

b) aufgrund einer nach bisherigem Recht genehmigten Kanalisationsnetzplanung
gemischt mit Schmutzwasser einer öffentlichen Abwasserbehaldlungsanlage
zugefüfrrt wird oder werden soll, wenn der technische oder wirtschaftliche Aufuand
unverhältnismäßig ist.

Die neuen Straßen bzw. Zrfahrten werden an bereits genehmigle und bestehende
Kanalisationen angeschlossen. Von daher wäre eine Versickenrng oder Verrieselung bzw.
die Anlage eines zusätzlichen Trermsystems technisch und wirtschaftlich
unverhältnismäßig.
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6. Denkmalschutz/Denkmalpfl ege

Baudenkmalpflegerische Belange weden nach heutigem Kenntrrisstand durch die Plauung
nicht berührt. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen
Bodendeolmäler entdeckt werden, Für diesen FalI wid durch einen etrspr€chenden
Hinweis im Andenrngsplan auf die Melde- und Sichenmgspflicht hingewiesen.

7-Entschädigung

Die betroffene Fläche befindet sich im Eigentum der Stadt Dorünund.
Entschädigungsa$pilche entstehen daher nicht.

lnsgesamt 650 qm
?A5qm
405 qm

9. Kosten

Gesrmtkostßn
Atrteil der Stadt
Zrschässe nach GVFG

58397,- €
14599,- e
43.798,--€.

Dortmud,02.03.2004

lV ilde
Irtd. Städt. Baudircldor

8. Flächenbilanz

Öffentliche Vertehnfl äche
Anteil Andenrng Nr. 7 Bebauungsplan In O 201
Anteil Ardenrng Nr,4 Bebauungsplan 33



Der Rat der Stadt Dortmund hat am 13 . 05 . 2004 beschlossen, diese Begrändung nach

§ 9 Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) in derFassung vom21.08.97 (BGBI. I, S.2141,
BGBI. m, FNA 213-1) in Veöindung mit den §§ 7 und 4l der Gemeindeordrnrng flir das
Irnd NW (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14 . 07 . 1994(GV NW S . 666, SGV
NW 2023) der Bebauungsplaa-Andenrng beizufügen.

Dortmund, 30.06.O ts

Abteilungsleiter

o
o

a
o

/r-U/'


